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Liebe Freundinnen und Freunde, 
verehrte Kolleginnen und Kollegen, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 

in diesem neuen Infobrief haben wir für Sie wieder Nach-
richten und Berichte aus unserer Arbeit für Abschie-
ōǳƴƎǎƘŅŦǘƭƛƴƎŜΣ αDŜŘǳƭŘŜǘŜά ǳƴŘ αLƭƭŜƎŀƭŜά ȊǳǎŀƳƳŜƴƎe-
stellt. Wir danken für Ihr Interesse und Ihre Unterstüt-
zung! 
 

Positive Bilanz der Härtefallkommission - 
„Staatliche Desintegration“ durch Duldung 

α5ƛŜ .ŜǊƭƛƴŜǊ IŅǊǘŜŦŀƭƭƪƻƳƳƛǎǎƛƻƴ ƛǎǘ Ȋǳ ŜƛƴŜǊ ǘǊŀƎŜƴŘŜƴ 
Säule einer an humanitären Gesichtspunkten ausgerich-
teten AufentƘŀƭǘǎǇƻƭƛǘƛƪ ƎŜǿƻǊŘŜƴά ς dieses Fazit zieht 
der Integrationsbeauftragte Günter Piening mit Blick auf 
das 5-ƧŅƘǊƛƎŜ .ŜǎǘŜƘŜƴ ŘƛŜǎŜǊ 9ƛƴǊƛŎƘǘǳƴƎΦ α²Ŝƴƴ Ƴŀƴ 
bedenkt, dass Berlin bundesweit gut ein Viertel der posi-
tiv beschiedenen Härtefälle stellt, dann lässt sich daraus 
ermessen, wie wichtig dieses Engagement für Menschen 
geworden ist, die durch das Netz der regulären Aufent-
ƘŀƭǘǎǊŜƎŜƭǳƴƎŜƴ ƴƛŎƘǘ ŀǳŦƎŜŦŀƴƎŜƴ ǿŜǊŘŜƴΦά LƳ ǾŜǊƎŀn-
genen Jahr wurde in Berlin in 134 Fällen positiv entschie-
den; dadurch erhielten 237 von Abschiebung bedrohte 
Personen eine Aufenthaltserlaubnis. In den letzten fünf 
Jahren haben in Berlin 1843 Personen durch die Arbeit 
der Härtefallkommission einen Aufenthaltstitel erhalten. 
Ein positives Resümee der Arbeit der Härtefallkommissi-
on zog auch P. Martin Stark SJ, Vertreter des Erzbistums 
Berlin, und lobte die αǇǊŀƎƳŀǘƛǎŎƘŜ IŀƴŘƘŀōǳƴƎά des 
Berliner Innensenators. Er forderte eine Bleiberechtsre-
gelung für Ausländer, die mindestens fünf Jahre hier 
gedulŘŜǘ ƭŜōŜƴΦ αWir reden viel über Integration und 
betreiben gleichzeitig eine Art systematischer staatlicher 
Desintegration dieser Menschen.ά 5ŀǎ {ȅǎǘŜƳ ŘŜǊ αYŜt-
ǘŜƴŘǳƭŘǳƴƎά bezeichnete er als ein αstaatliches Integrati-
onsverbotάΣ Řŀǎ für die breite Mehrheit der Bevölkerung 
nicht nachvollziehbar sei.  
 

Aufenthalt von knapp 124.000 Menschen 
lediglich geduldet oder gestattet 

In Deutschland haben Ende vergangenen Jahres 123.958 
Menschen gelebt, deren Aufenthalt lediglich geduldet 
oder gestattet wurde. Auf diese im Ausländerzentralre-
gister zum 31. Dezember 2009 gespeicherten Angaben 
verweist die Bundesregierung in ihrer Antwort (17/764) 
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (17/635). 
Danach lebten 60.694 der genannten Ausländer länger 
als sechs Jahre in der Bundesrepublik. (hib) 

Menschen hinter den Fällen 
 

 

Nur geduldet: Zwischen Abschiebung und OP 

Sammy A. ist eine der vielen Geduldeten, für die sich der 
JRS einsetzt. Hier lebt sie in einer Sammelunterkunft 
gemeinsam mit anderen Migranten; eine Arbeit aufzu-
nehmen ist ihr bis heute nicht erlaubt. Denn ihre Ab-
schiebung ist nur ausgesetzt, immer wieder muss sie zur 
Ausländerbehörde, um ihre Duldung verlängern zu las-
sen. 2005 hatte sie ihre schwierige Situation in ihrer 
Heimat verlassen und war nach Deutschland gekommen. 
Als Muslimin in Nigeria geboren, misshandelt von der 
eigenen Familie, ließ sie alles zurück - geblieben ist ihr 
nur ein Bild ihrer Mutter als Erinnerung. Ein afrikanisches 
Ehepaar versprach, sie nach Deutschland zu bringen ς 
was auch gelang. Nach der geglückten Landung in 
Deutschland auf dem Flughafen Frankfurt verlangten sie 
von Sammy jedoch Geld als Gegenleistung; 5.000 Euro 
sollte sie bezahlen. Da sie das Geld nicht hatte, riet man 
ihr, sie solle es durch Prostitution verdienen. Sammy war 
erneut auf der Flucht und gelangte so nach Berlin. In 
Berlin wollte sie eine Schulausbildung nachholen, um 
später einen Beruf ergreifen zu können. Bis heute ist sie 
intensiv dabei, die deutsche Sprache zu erlernen, um 
Ihren Traum von einem Leben in Deutschland und einem 
Job endlich realisieren zu können. Doch seit einiger Zeit 
behindern sie aber gesundheitliche Probleme. Ihre Seh-
fähigkeit nimmt rapide ab, was starke Kopfschmerzen 
verursacht. Eine Brille und eine kostspielige Operation 
werden wohl unvermeidlich sein. Das aber sieht das Sozi-
alamt anders und verweigert ihr die Kostenübernahme. 
Der regelmäßige Schulbesuch ist fast unmöglich gewor-
den. Dennoch will Sammy nicht aufgeben, für ihren 
Traum zu kämpfen und alles Erforderliche dafür zu tun. 

André Salem 



Mehr als 7.800 Abschiebungen im letzten Jahr  

Im vergangenen Jahr hat es nach Angaben der Bundesre-
gierung in Deutschland mehr als 7.800 Abschiebungen 
gegeben. Auf dem Luftweg seien insgesamt 7.289 Ab-
schiebungen erfolgt, schreibt die Regierung in ihrer Ant-
wort (17/644) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die 
Linke (17/459). 536 Abschiebungen wurden demnach auf 
dem Landweg vollzogen und 5 Abschiebungen auf dem 
Seeweg nach Schweden. Zu so genannten Zurückschie-
bungen kam es 2009 laut Antwort auf dem Luftweg in 
4.981 Fällen, an den Landgrenzen in 4.740 Fällen und an 
den Seegrenzen in 61 Fällen. Zurückgewiesen wurden an 
den Seegrenzen 59 Menschen, an den Landgrenzen 311 
und auf dem Luftweg 2.935. (hib) 
 

Deutschland nimmt 100 Bootsflüchtlinge auf 

Deutschland wird 100 auf Malta gelandete Bootsflücht-
linge aufnehmen. Entsprechende Medienberichte bestä-
tigte das Bundesinnenministerium. Demnach folgt 
Deutschland damit einer Bitte des Europäischen Rates 
vom Juni 2009, dem von Bootsflüchtlingen aus Afrika 
besonders oft angesteuerten Inselstaat zu helfen. Die 

meisten Flüchtlinge, die in Deutschland aufgenommen 
werden sollen, kommen voraussichtlich aus Eritrea, So-
malia und dem Sudan und sollen zunächst eine Aufent-
haltserlaubnis für drei Jahre erhalten. Bei der kommen-
den Juni beginnenden Auswahl sollten jene Flüchtlinge 
bevorzugt werden, die sich wegen ihrer Ausbildung oder 
einer vorhandenen Bindung an Deutschland leichter in-
tegrieren lassen. Frankreich hatte bereits im letzten Jahr 
80 Schutzsuchende aus Malta aufgenommen. 
 

JRS dokumentiert Fluchtschicksale in Libyen 

Eine Sammlung von Erfahrungsberichten von Flüchtlin-
gen hat der JRS Malta unter dem Titel αWissen sie da-
vonΚά όα5ƻ ¢ƘŜȅ YƴƻǿΚέύ herausgegeben. Darin erzählen 
Betroffene, die aus ihren Heimatländern wie Eritrea und 
Somalia geflohen und über Libyen nach Malta eingereist 
waren, wo sie einen Flüchtlingsstatus erhielten, von ihren 
Erlebnissen auf der Flucht. In Libyen werden Flüchtlinge 
immer wieder unversorgt in der Wüste ausgesetzt, wo sie 
verhungern oder verdursten. Andere landen in Abschie-
belagern, wo man sie foltert. Die Broschüre war zum 
Internationalen Tag der Menschenrechte 2009 erstellt 

 
 

Praktiker-Gespräch „ Leben in der Illegalität“ stieß auf große Resonanz 

 Wie können illegal in Deutschland lebende Menschen 
dennoch ihre Grundrechte, wie etwa das Recht auf 
Bildung oder auf medizinische Versorgung geltend ma-
chen, ohne eine Abschiebung befürchten zu müssen? 
Mit dieser Frage beschäftigte sich ein Praktiker-
Gespräch, das der Jesuiten-Flüchtlingsdienst gemein-
sam mit dem Deutschen Caritasverband und dem Dia-
konischen Werk der EKD am 20. Januar 2010 in Berlin 
veranstaltete. Ziel war die Vernetzung der in diesem 
Bereich engagierten Organisationen und Menschen und 
der direkte Kontakt zu den im Deutschen Bundestag 
vertretenen Parteien. Drei Referate informierten an-
schaulich über die Situation der illegalisierten Migran-
ten. Ein erster Vortrag befasste sich mit dem Grund-
recht auf Bildung, genauer, mit der Frage, ob und wie 
unter den Umständen der Illegalität der Schulbesuch 

von betroffenen Kindern realisiert werden könne. Ein 
weiteres Referat ging auf die Situation der medizini-
schen Versorgung der betroffenen Menschen ein. Beide 
Einführungen machten deutlich, dass die Wahrneh-
mung dieser Grundrechte unbedingt schützenswert sei 
und bereits realisierte rechtliche Bedingungen, wie 
etwa die Schweigepflicht medizinischen Personals oder 
aber auch von Lehrerinnen und Lehrern ein wichtiger 
Schritt in die richtige Richtung ist. Eine Präsentation die 
arbeitsrechtliche Situation von illegal in Deutschland 
lebenden Menschen betreffend, machte Mut. Denn an 
diesem Beispiel konnte gezeigt werden, dass auch ille-
gal in Deutschland lebende Menschen erfolgreich gegen 
Ausbeutung und ungerechte Behandlung vorgehen 
können, wenn das Zusammenspiel von ihnen und den 
entsprechenden Hilfseinrichtungen funktioniert. 
 



worden. Bei einem Besuch in Malta im Januar bezeichne-
te der libysche Außenminister Mousa Kousa die Broschü-
ǊŜ ƎŜƎŜƴǸōŜǊ WƻǳǊƴŀƭƛǎǘŜƴ ŀƭǎ αbDh-PropŀƎŀƴŘŀάΦ Der 
UNHCR wertet die Dokumentation als besorgniserre-
ƎŜƴŘάΦ Libyen hat u.a. mit Malta zahlreiche Freund-
schaftsabkommen. Immer wieder kritisieren der Jesui-
ten-Flüchtlingsdienst und andere Menschenrechtsorgani-
sationen, dass Grenzschützer Flüchtlingsboote aus Nord-
afrika zurückschicken, ohne zu prüfen, ob Menschen mit 
Anspruch auf Asyl darunter sind. (Die englischsprachige 
Broschüre gibt es hier als pdf.) 
 

EU stärkt Grenzschutzagentur Frontex 

Die EU will die Grenzschutzagentur Frontex mit Mitteln 
und neuen Möglichkeiten stärken. Die in Brüssel zustän-
dige EU-Kommissarin Cecilia Malmström machte deut-
lich, dass die Europäische Kommission beabsichtigt, bei 
Zustimmung der Mitgliedstaaten Frontex mit aufgestock-
ten Sachmitteln und Ausrüstungsgegenständen und Per-
sonal auszustatten. Auch soll Frontex nach dem Willen 
der EU-Kommission stärker als bislang die Grenzen der 
EU überwachen, für deren grundsätzliche Überwachung 
und Sicherung bislang die jeweiligen Mitgliedstaaten 
verantwortlich sind. Positiv bei diesem Vorhaben ist zu 
bewerten, dass die Mitarbeiter der Grenzschutzagentur 
in Zukunft verstärkt auf dem Gebiet der Grundrechte von 
Migrantinnen und Migranten geschult werden sollen, um 
die Achtung und Wahrung dieser Menschenrechte sicher 
zu stellen.   
 

Längere Abschiebungshaft kann krank machen 

The Medical Journal of Australia hat eine Studie veröf-
ŦŜƴǘƭƛŎƘǘΣ ŘƛŜ ƴŀŎƘ !ƴƎŀōŜƴ ŘŜǊ !ǳǘƻǊƛƴƴŜƴ ŜƛƴŜƴ αƪƭŀǊŜƴ 
ZusammenƘŀƴƎά ȊǿƛǎŎƘŜƴ ŘŜǊ ½ŜƛǘΣ die Migranten in 
australischer Abschiebungshaft verbringen mussten, und 
der Häufigkeit psychischer Erkrankungen aufzeigt. Die 
Studie analysierte die Krankenakten von 720 Personen, 
die in Australien zwischen 2005 und 2006 in Abschie-
bungsgewahrsam genommen waren. Unter anderem 
kommt die Studie zum Ergebnis, dass besonders Asylsu-
chende größere gesundheitliche Probleme als andere 
inhaftierte Personen haben. Eine wichtige Rolle spielen 
auch die psychische und physische Konstitution der be-
troffenen Menschen. Laut Studie stehen ǎƻƳƛǘ α5ŀǳŜǊ 
und Begründung der Haft in Zusammenhang mit der 
²ŀƘǊǎŎƘŜƛƴƭƛŎƘƪŜƛǘ ǇǎȅŎƘƛǎŎƘŜǊ 9ǊƪǊŀƴƪǳƴƎΦά (Die eng-
lischsprachige Studie ist hier als pdf erhältlich.) 
 

„Abzuschiebende gehören nicht ins Gefängnis“ 

Der Kirchenpräsident der Evangelischen Kirche in Hessen 
und Nassau Dr. Volker Jung, der Vorstandsvorsitzende 
des Diakonischen Werkes in Hessen und Nassau Dr. 
Wolfgang Gern und Heiko Habbe, Policy officer des Jesui-
ten-Flüchtlingsdienstes, haben sich dafür ausgesprochen, 
dass die Bundesländer Abschiebungshäftlinge nicht mehr 
in Strafvollzugseinrichtungen unterbringen. Sie seien 
keine Straftäter, deshalb sei für sie eine andere Unter-
bringung angemessen.  Das erklärten sie anlässlich der 3. 
bundesǿŜƛǘŜƴ CŀŎƘǘŀƎǳƴƎ α.ŜǊŀǘǳƴƎ ǳƴŘ {ŜŜƭǎƻǊƎŜ ƛƴ 

Vor Ort 

 

 
 
Das Zweite Vatikanische Konzil ermutigte Christen und 
Muslime nach Jahrhunderten mancher Zwistigkeiten 
ǳƴŘ CŜƛƴŘǎŎƘŀŦǘŜƴ ŘŀȊǳΣ αǎƛŎƘ ŀǳŦǊƛŎƘǘƛƎ ǳƳ ƎŜƎŜƴsei-
tiges Verstehen zu bemühen und gemeinsam einzutre-
ten für Schutz und Förderung der sozialen Gerechtig-
keit, der sittlichen Güter und nicht zuletzt des Friedens 
ǳƴŘ ŘŜǊ CǊŜƛƘŜƛǘ ŦǸǊ ŀƭƭŜ aŜƴǎŎƘŜƴά όbƻǎǘǊŀ ŀŜǘŀǘŜΣ 
Artikel 3). Die Hoffnung, dass dieses Ziel eines Tages 
erreicht wird, steht mir bei den wöchentlichen interre-
ligiösen Gesprächen in der Abschiebehaft in München 
immer wieder vor Augen. 
Zu diesem Gespräch sind alle Abschiebehäftlinge einge-
laden und durchschnittlich zehn Flüchtlinge nehmen 
gerne daran teil. Da sich zur Zeit nahezu ausschließlich 
Christen und Muslime in der Haft befinden, erzählen 
sie einander von ihrem Glauben. Keinesfalls soll dies zu 
einer Diskussion führen, inwiefern die andere Seite 
Recht oder Unrecht hat ς vielmehr soll ein größeres 
Verständnis für die andere Seite gewonnen werden. 
Bei allen deutlich sichtbaren Unterschieden ist häufig 
der Strahl jener göttlichen Wahrheit erkennbar, der 
alle Menschen erleuchtet (Nostra aetate, Artikel 2). In 
einigen Fällen durfte ich beobachten, dass Flüchtlinge 
entweder in ihren Heimatländern Spannungen mit der 
anderen Religion erlebten oder darauf eingeschworen 
wurden, wie schlecht die Andersgläubigen doch seien. 
Dieser Hintergrund erklärt, weshalb es in einigen Ge-
sprächen zu verbalen Aggressionen kommt. Wenn 
schließlich nach einigen Wochen eine Toleranz für ei-
nander gewachsen ist, so erscheint dies fast als ein 
Wunder. Erstens ist dies auf die bessere Kenntnis der 
anderen Religion und einen Abbau von Vorurteilen 
zurückzuführen. Zweitens erleben sich die Flüchtlinge 
im Alltag der Haft bewusster und nehmen es wahr, 
wenn sie eine Unterstützung durch Andersgläubige 
erfahren. Außerdem schweißt die Sorge um die Zukunft 
alle zusammen. 
Am Ende der Gespräche, bevor die Flüchtlinge wieder 
in die Zellen eingeschlossen werden, wird häufig dann 
auch berichtet, wie schön es doch sei, wenn für eine 
Stunde der Gefängnisalltag und die Zukunftssorgen in 
den Hintergrund treten. 
Die Erfahrungen in der Abschiebehaft erfüllen mich 
häufig mit Trost und wecken in mir die Hoffnung, dass 
zukünftig an einigen Stellen auf der Erde die Mitmen-
schen in einem anderen Licht gesehen werden. 

Christian Braunigger SJ 

Interreligiöses  
Gespräch in der 
Abschiebungshaft 

http://www.jrsmalta.org/Do%20They%20Know.pdf
http://www.jesuiten-fluechtlingsdienst.de/images/pdf/2010_medical%20journal%20of%20australia_the%20health%20of%20people%20in%20australian%20immigration%20detention%20centres.pdf


der AbschieōǳƴƎǎƘŀŦǘάΦ !ƴ ŘŜǊ ±ŜǊŀƴǎǘŀƭǘǳƴƎΣ ŘƛŜ ƛƴ Yo-
operation mit dem Jesuiten-Flüchtlingsdienst stattfand, 
hatten 60 Fachleute aus mehreren Ländern teilgenom-
men. Jung und Gern wiesen auf der Tagung darauf hin, 
dass die Unterbringung von Abzuschiebenden in Straf-
vollzugseinrichtungen nicht in Einklang mit der Rückfüh-
rungsrichtlinie der EU stehe, die bis Ende dieses Jahres in 
deutsches Recht umgesetzt werden muss. Sie schreibt 
vor, dass Abzuschiebende in eigenen Einrichtungen un-
terzubringen sind, die sich deutlich von der Strafhaft 
unterscheiden. Das müsse nun in allen Bundesländern 
umgesetzt werden und dazu sei ein bundesweites Ab-
schiebungshaftvollzugsgesetz der richtige Weg, erklärten 
Jung und Gern.  
Zurzeit ist der Vollzug der Abschiebungshaft sehr unter-
schiedlich geregelt. Während einige Bundesländer, wie 
zum Beispiel Rheinland-Pfalz, bereits spezielle Einrich-
tungen haben, werden in Hessen und anderen Bundes-
ländern viele Abzuschiebende nach wie vor in Strafvoll-
zugsanstalten untergebracht. 
 

Europarat:  Inhaftierung soll letztes Mittel sein 

Inhaftierung von Flüchtlingen soll nach Ansicht der par-
lamentarischen Versammlung des Europarates in Zukunft 
das letzte Mittel sein, was auch der Auffassung der Euro-
päischen Menschenrechtskonvention entspricht. Dies soll 
durch eine konsequente Unterscheidung von Asylsu-
chenden und anderen Gruppen von Migrantinnen und 
Migranten geschehen. Nach einer Stellungnahme des 
Europarates vom Januar 2010 zur Situation bei der Un-
terbringung von Flüchtlingen, die nach ihrer Ankunft 
inhaftiert werden, müssten sich die Bedingungen für 
diese Menschen in Zukunft eindeutig verbessern. Eine 
Reihe von konkreten Forderungen wie die Erleichterung 
der Haftbedingungen sollen dazu beitragen. Ebenso ent-
hält der Maßnahmenkatalog Forderungen wie etwa die 
Unterbringung in eigens hierfür eingerichteten Unter-
künften und nicht in Gefängnissen, der verbesserte Zu-
gang zu medizinischer Versorgung sowie der effektive 
Zugang zu Vertrauenspersonen wie einem Rechtsbei-
stand. 
 

Bischof Trelle leitet Migrationskommission  

Der Hildesheimer katholische Bischof 
Norbert Trelle leitet künftig die Mi-
grationskommission der Deutschen 
Bischofskonferenz. Bei deren Vollver-
sammlung wurde er im Februar in 
Freiburg zum Nachfolger des im De-
zember verstorbenen Münsteraner 
Weihbischofs Josef Voß gewählt. Die 
Migrationskommission ist eine von 
14 Kommissionen der Bischofskonfe-

renz. Sie beobachtet Entwicklungen auf dem Gebiet der 
Migration und erarbeitet für die Vollversammlung Stel-
lungnahmen zu dem Themenbereich. 
 

 

 

Herzlichen Dank für Ihre U n terstützung  

 

Mit Ihrer Hilfe konnten wir im vergangenen Jahr wieder 
viele Abschiebungshäftlinge in Berlin, Eisenhüttenstadt 
und München unterstützen. Der Schwerpunkt liegt nach 
wie vor auf der Finanzierung von Rechtshilfe. Insgesamt 
haben wir für Flüchtlinge und Migranten 58.044,35 EUR 
ausgegeben. Herzlichen Dank all denjenigen, die uns da-
bei durch Ihre Spenden unterstützt haben! 
Spendenkonto: 6000 401 020, Pax-Bank, BLZ 370 601 93 
 

 
 

Veranstaltungstipps 

Caritas-Kongress „Teilhabe ist möglich“ 

αTeilhabe ist möglichά, so heißt das Motto des 2. 
Caritaskongresses, der vom 15. bis 17. April 2010 im Ber-
liner Congress Center am Alexanderplatz stattfindet. Der 
Kongress beschäftigt sich mit Chancen und Risiken von 
Teilhabe und Selbstbestimmung ς gesellschaftlich und 
innerverbandlich. Hier finden Sie den Flyer als pdf. 
 

Veranstaltungen beim Kirchentag in München 
 Eine Podiumsveranstaltung mit dem Titel αCƭǳŎƘǘ ǳƴŘ 

Asyl ς Abschottung überwinden! Menschenrechte 
ōŜȊŜǳƎŜƴΗά findet am Donnerstag, 13. Mai, von 14 bis 
15.30 Uhr in der TU statt. Veranstalter sind die Öku-
menische Bundesarbeitsgemeinschaft Asyl in der Kir-
che e.V. in Kooperation mit dem Jesuiten-
Flüchtlingsdienst. Mit dabei ist der evangelische Theo-
loge Fulbert Steffensky aus Hamburg. 

 Das Politische Nachtgebet am Donnerstag, 13. Mai 
von 19 bis 21 Uhr steht unter dem Titel: α5ƛŜ ŜƛƴƎe-
sperrte Hoffnung: Ungesehene Gesichter  -  Men-
ǎŎƘŜƴ ƛƴ !ōǎŎƘƛŜōŜƘŀŦǘά. Zugesagt hat u.a. die ehe-
malige Bundesjustizministerin Brigitte Zypries. 
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